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Stadt Rheda-Wiedenbrück 

 

 Vorlagen-Nr. 

Der Bürgermeister V-340/2021 1. Erg. 
  
 

öffentliche 
V O R L A G E 

 
 

Fachbereich/Abteilung: FB Sicherheit und Ordnung 

 
Erstellt durch: Herrn Groß  

Erstellt am: 07.10.2021 
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 Beratungsfolge  Sitzungstermin  

Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität 23.09.2021  

Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität 11.11.2021  

Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung 02.12.2021  

Rat der Stadt Rheda-Wiedenbrück 13.12.2021  
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Tagesordnungspunkt: 

Bürgerantrag - Neue Klimapolitik in Rheda-Wiedenbrück 
 
 15 
 

1 Finanzielle Auswirkungen?  Nein X Ja 

 

Im Haushaltsplan vorgesehen?  Nein  Ja 
Produkt-Nr. 
 

Sachkonto-Nr. 
 

Im Wirtschaftsplan vorgesehen?  Nein  Ja 

2 Die Leistungen sind 3 Rechtsgrundlage/Ausschussbeschluss: 

 
 freiwillig 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Ggf. weitergehende Erläuterungen siehe 
Begründung, Seite/Ziffer                       ) 

 durch Gesetz/Verordnung pp. 

 durch Ausschussbeschluss 

 

 der Art nach bestimmt 

 der Höhe nach bestimmt 

4  5  6  

Investitionskosten/einmalige Ausgaben: laufende Kosten/Ausgaben jährlich: 
 
Die finanziellen Auswirkun-
gen könnten aktuell noch 
nicht beziffert werden.. Insgesamt: EUR Insgesamt:  EUR 
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Beteiligung Dritter:  EUR Beteiligung Dritter: EUR 

Belastung Stadt: EUR Belastung Stadt: EUR 

 
 
 

Beschlussvorschlag: 20 

 
 

1. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität begrüßt die Forderung 

nach einer Konzepterstellung zur Klimaneutralität und verweist auf den Beschluss vom 

03.09.2020 (V-245/2020), in dem die Fortschreibung des integrierten Klimaschutzkon-25 

zeptes beschlossen wurde.  

 
2. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität lehnt den Antrag zur städ-

tischen Teilnahme am sogenannten „Wattbewerb“ vor dem Hintergrund fehlender zu-

sätzlicher Anreize zur Errichtung von Photovoltaik Anlagen ab.  30 

 
3. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität lehnt den Antrag ab, da 

die Stadt bereits am Netzwerk „Kommunales Energieeffizienz-Netz“ (KEEN) Münster-

land beteiligt ist. 

 35 
4. Die Verwaltung konnte den Antragsgegenstand bisher nicht abschließend bearbeiten. 

Zurzeit werden Abstimmungen mit dem Stadtwerk durchgeführt. Dieser Antragsgegen-

stand wird in einer der kommenden Sitzungen erneut auf die Tagesordnung gesetzt. 

 
5. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität empfiehlt dem Ausschuss 40 

für Bauen und Stadtentwicklung sowie dem Rat dem Antrag zuzustimmen, zukünftige 

Neubaugebiete unter der Voraussetzung zu beschließen, dass alle rechtlichen und tat-

sächlichen Möglichkeiten der Stadt ausgeschöpft werden, die dazu beitragen können, 

um die festgelegten Klimaziele der Landes- und Bundesregierung und zukünftig be-

schlossene kommunale Ziele zu erreichen. 45 

 
6. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität lehnt den Antrag, rele-

vante, aktuelle CO2-Bezugsdaten auf der Website der Stadt darzustellen, vor dem Hin-

tergrund der zurzeit nicht ausreichenden Datengüte, ab. 

 50 
7. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität sieht ein fortlaufendes Mo-

nitoring-Verfahren zur Erreichung von Klimaschutzzielen in der Fortschreibung des Kli-

maschutzkonzeptes (siehe Beschlussvorschlag 1.) und der anschließend darauf auf-

bauenden Arbeit integriert. Der Ausschuss nimmt den Wunsch nach einem fortlaufen-

den Monitoring-Verfahren zur Kenntnis. 55 

 
8. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität begrüßt den Wunsch nach 

mehr Öffentlichkeitsarbeit und nimmt den Antrag zur Kenntnis. 
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9. Der Ausschuss für Umweltschutz, Klimaschutz und Mobilität nimmt den Wunsch nach 60 

einem Klimabeirat und den Vortrag des Vorsitzenden des Klimabeirats der Stadt Gü-

tersloh, Herrn Gramlich, zur Kenntnis. Der Antragsgegenstand wird in einer der kom-

menden Sitzungen erneut auf die Tagesordnung gesetzt. 

 
 65 
 
 
 
 

Sachverhalt: 70 

 
 
 
In der Ausschusssitzung am 23.09.2021 wurde der Bürgerantrag der Lokalen Agenda 21 zur 
„Neuen Klimapolitik in Stadt Rheda-Wiedenbrück“ unter Tagesordnungspunkt 4. zur Kenntnis 75 
gegeben (V-340/2021). Die CDU-Fraktion schlug in der Sitzung vor, dass die Verwaltung die 
Antragsgegenstände vor einer Entscheidung hinsichtlich der Umsetzbarkeit und des Aufwands 
bewertet. 
Die SPD Fraktion bat darum, den Antragsgegenstand 9., die Einrichtung eines Klimabeirates, 
priorisiert zu behandeln und hierzu Herrn Gramlich als Vorsitzenden des Gütersloher Klimabei-80 
rates, über die Arbeit des Klimabeirates berichten zu lassen. 
 

Bezüglich Antragsgegenstand 1: 

Eine konzeptionelle Herangehensweise bezüglich des Ziels der Klimaneutralität ist durch die 

Verwaltung mit der Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes aus dem Jahr 2012 für das Jahr 85 

2023 geplant. Die Fortschreibung dieses Konzeptes wurde bereits durch das energiepolitische 

Arbeitspapier, welches im Rahmen der Zertifizierung des European Energy Awards erstellt 

wurde, politisch beschlossen (siehe Beschluss aus der X./47. Sitzung des Bau-, Stadtentwick-

lungs-, Umwelt- und Verkehrsausschusses der Stadt Rheda-Wiedenbrück am 03.09.2020, V-

245/2020). 90 

 
Bezüglich Antragsgegenstand 2: 

Die Verwaltung empfiehlt dem Ausschuss erst dann die Teilnahme am Wattbewerb zu be-

schließen, wenn in der Stadt Rheda-Wiedenbrück geeignete Angebote und Anreize zum Aus-

bau der Photovoltaik bestehen. Das aktuell bestehende Beratungsangebot in Kooperation mit 95 

der Verbraucherzentrale sowie die Möglichkeit der Bewertung von Dachflächenpotentialen 

durch das Solardachkataster des Kreises Gütersloh wird von der Verwaltung als nicht ausrei-

chend bewertet, um bei der Teilnahme an dem „Wattbewerb“ Erfolge zu erzielen. Ein Beispiel 

eines solchen Angebots ist das Pachtmodell des Stadtwerks Detmold, wie es in den umfang-

reichen Antragsunterlagen geschildert wird. Eine Möglichkeit für einen Anreiz ist eine klassi-100 

sche Zuschussförderung für den Bau von Photovoltaik Anlagen durch die Stadt Rheda-Wie-

denbrück. 

Bezüglich Antragsgegenstand 3: 

Die Stadt Rheda-Wiedenbrück war seit der Auftaktveranstaltung am 06.07.2017 Mitglied im 

„Kommunalen Energieeffizienz-Netzwerk Ostwestfalen“ (KEEN OWL). Das KEEN OWL war 105 

ein Zusammenschluss der folgenden Kommunen: Gemeinde Hille, Stadt Espelkamp, Stadt 
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Petershagen, Stadt Rehburg-Loccum, Stadt Rietberg, Stadt Höxter und Stadt Rheda-Wieden-

brück. Die erste Phase der Netzwerkarbeit wurde durch das BAFA gefördert und war auf eine 

Laufzeit von 3 Jahren begrenzt. Im Jahr 2020 wurde die Netzwerkarbeit des KEEN OWL mit 

Abschluss der geförderten ersten Netzwerkphase eingestellt. Die Stadt Rheda-Wiedenbrück 110 

hat als eine von zwei Kommunen des KEEN OWL jedoch Interesse an einer Fortführung der 

Netzwerkarbeit geäußert. Seit dem 17.02.2021 ist die Stadt Rheda-Wiedenbrück daher Mit-

glied des KEEN Münsterland. Das KEEN Münsterland hatte zu diesem Zeitpunkt ebenfalls 

bereits eine 3-jährige geförderte Netzwerkphase abgeschlossen. Anders als im Rahmen des 

KEEN OWL wird hier die Netzwerkarbeit jedoch weiter fortgeführt. 115 

Bezüglich Antragsgegenstand 4: 

Die Verwaltung konnte den Antragsgegenstand bisher nicht abschließend bearbeiten. Zurzeit 

werden Abstimmungen mit dem Stadtwerk durchgeführt. Dieser Antragsgegenstand wird in 

einer der kommenden Sitzungen erneut auf die Tagesordnung gesetzt. 

Bezüglich Antragsgegenstand 5: 120 

Bebauungspläne werden i.d.R. nicht genehmigt, sondern vom Rat als Satzung beschlossen. 
Eine Genehmigung von B-Plänen durch die Bezirksregierungen ist seit vielen Jahren nicht 
mehr erforderlich. 
 
Grundsätzlich gelten bei der Aufstellung von Bebauungsplänen gesetzliche Vorgaben gem. 125 
§ 1 Abs. 5 bis 7 Bundesbaugesetzbuch (BauGB), wonach die Anforderungen zur nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung gewährleistet werden sollen. Hierbei sollen Bebauungspläne 
dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere 
auch in der Stadtentwicklung, zu fördern. Allerdings sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne 130 
die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 
 
Unter Beachtung der Abwägungsgrundsätze und den sonstigen planungsrechtlichen Anforde-

rungen wird dem Belang Klimaschutz eine besondere Stellung eingeräumt. 

Zu beachten ist aber auch, dass im Rahmen der Bauleitplanung nur bodenrechtlich relevante 135 

Steuerungsmaßnahmen vorgenommen werden können. Maßnahmen zur Klimaneutralität von 

Gebäuden können per Gesetz bisher nicht festgesetzt werden. Dies ginge nur durch ergän-

zende vertragliche Regelungen (erprobt z.B. bei Solar- und Klimaschutzsiedlungen). Den ge-

bäudebezogenen Energieverbrauch regelt ein anderes Bundesgesetz, das GEG (Gebäu-

deenergiegesetz), auf dieses hat die Kommune bzw. die kommunale Planungshoheit keinen 140 

Einfluss. Einfluss nehmen kann die Stadt am besten durch Grundstücksvergaben und darin 

enthaltene Auflagen bei der Neubebauung. Im Bereich des Bestands (B-Pläne, §34 BauGB) 

können hingegen keine planungsrechtlichen Instrumente direkt greifen. Hier sind insbeson-

dere Bund und Land gefragt durch gesetzliche Änderungen und Förderprogramme Einfluss zu 

nehmen. 145 

Die Gemeinde Senden hat auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Ziff. 23 b Baugesetzbuch mit Be-

schluss vom 14.09.2021 erstmals in dem Bebauungsplan "Huxburg" eine Pflicht zur Anlegung 

einer Photovoltaikanlage (PV-Anlagen) pro Gebäude festgelegt. Ausgenommen wurden Mehr-

familienhäuser. Die Stadt Gütersloh hat zudem mit Beschluss vom 28.09.2021 eine Grund-

satzentscheidung getroffen. Zukünftig soll eine Festsetzung der verpflichtenden Installation 150 

von Photovoltaikanlagen in Bebauungsplänen sowie Vorgaben für die Aufstellung von Bebau-

ungsplänen für eine für den Betrieb von Photovoltaikanlagen optimierte Ausrichtung der Ge-

bäude und Dachformen grundsätzlich beschlossen werden. Die Verwaltung wurde hierzu be-

auftragt eine rechtssichere Formulierung und der planerischen Umsetzung auszuarbeiten. 
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Mit dem vorgeschlagenen Beschluss der Verwaltung soll eine grundsätzliche Zustimmung zu 155 

dem Antrag zum Ausdruck gebracht werden. Allerdings mit der Einschränkung, dass nur im 

Rahmen der für die Stadt gesetzten, gesetzlichen Schranken dem Antrag zugestimmt werden 

kann. Mit dem Beschluss wird die Verwaltung verpflichtet bei der Aufstellung eines Bebau-

ungsplanes die gesetzlichen Möglichkeiten auszuloten und diese dem Rat der Stadt vorzu-

schlagen. 160 

Bezüglich Antragsgegenstand 6: 

Die Thematik der Bereitstellung einer städtischen CO2-Bilanz wird in dieser Sitzung im Tages-

ordnungspunkt 13 (V-375/2021) ebenfalls behandelt. Die folgenden Ausführungen finden sich 

in der genannten Vorlage erneut wieder. 

Die Stadt Rheda-Wiedenbrück verwendet das Auswertungstool „Klimaschutz-Planer“ des 165 

Bündnisses der europäischen Städte mit indigenen Völkern der Regenwälder / Alianza del 

Clima e.V. (Klima-Bündnis), um die CO2-Bilanz der Stadt Rheda-Wiedenbrück sektorenscharf 

jährlich zu berechnen. Das Auswertungstool wird den Kommunen vom Land Nordrhein-West-

falen kostenfrei zur Verfügung gestellt. Die Ergebnisqualität der CO2-Bilanz ist dabei vor dem 

Hintergrund zu betrachten, dass durch die Stadtverwaltung keine eigene Datenerhebung ein-170 

fließt. Daten, die auf höheren Verwaltungsebenen zur Verfügung stehen, werden anhand von 

Durchschnittswerten, abhängig von verschiedenen demographischen Faktoren, auf einzelne 

Kommunen errechnet.  

Die Verwaltung empfiehlt dem Ausschuss den Antrag abzulehnen, da die vorliegende Bilanz 

kein geeignetes Instrument darstellt, um den Erfolg der Klimaschutzbemühungen der Stadt 175 

Rheda-Wiedenbrück und Ihre CO2-Emissionen richtig darzustellen. Um eine höhere Daten-

güte zu erzielen ist die Einbindung von zusätzlichen kommunalen Daten geplant. Sobald die 

Datengüte der CO2-Bilanz für eine öffentliche Publikation ausreichend ist, wird diese Bilanz 

dem Ausschuss vorgelegt und die Freigabe zur Veröffentlichung der Daten beantragt.  

Bezüglich Antragsgegenstand 7: 180 

Die Verwaltung sieht ein fortlaufendes Monitoring-Verfahren zur Erreichung von Klimaschutz-

zielen in der Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes und der anschließend darauf aufbau-

enden Arbeit integriert. Auf die Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes wird bereits im Rah-

men des Antragsgegenstand 1 eingegangen.  

Bezüglich Antragsgegenstand 8: 185 

Mit der strukturellen Neugründung des Fachbereichs II.1 und der damit verbundenen Einrich-

tung der Abteilung II.1-32.2 sowie der Besetzung der Abteilungsleitung durch Herrn Kruck und 

der Planung zur Ausschreibung einer weiteren Stelle in dieser Abteilung, sieht sich die Ver-

waltung in der Lage, die bisher durchgeführte Öffentlichkeitsarbeit auszuweiten. Es wird ge-

plant in der kommenden Haushaltsplanberatung über die Bereitstellung zusätzlicher Haus-190 

haltsmittel für die Öffentlichkeitsarbeit der Abteilung beraten zu lassen. 

Bezüglich Antragsgegenstand 9: 

Eine Beratung des Antragsgegenstands kann nur vor dem Hintergrund der Zuständigkeitsord-

nung des Rates für die Fachausschüsse erfolgen. Der Ausschuss kann zudem keine Entschei-

dungen treffen, die in der Zuständigkeit des Kreises Gütersloh liegen. 195 

Durch die Erläuterungen des Bürgerantrags wird formuliert, dass eine verbesserte Nutzung 

vorhandener Expertise aus der Bürgerschaft durch die Einrichtung eines zusätzlichen Gremi-

ums erfolgen solle. In einigen Städten wie bspw. Gütersloh, Bielefeld und Münster sind solche 

zusätzlichen Gremien, in Form eines Klimabeirats, bereits aktiv. Die Klimabeiräte beraten die 
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Stadträte und ihre Ausschüsse sowie die Stadtverwaltungen in allen Fragen des kommunalen 200 

Klimaschutzes. Beschlüsse dieser Klimabeiräte haben Empfehlungscharakter. Der Vorsit-

zende des Klimabeirats der Stadt Gütersloh, Herr Gramlich, wird im Rahmen der Sitzung bis-

herige Erfahrungen und Rahmenbedingungen der Arbeit des Klimabeirats vortragen.  

Die Zusammensetzungen und Themenschwerpunkte der Gremien unterscheiden sich von 

Stadt zu Stadt. In Münster decken die Mitglieder des Beirats fachlich folgende Themenberei-205 

che ab: Klimaforschung/Klimaschutz; Bauen, Wohnen, Planen; Erneuerbare Energien/Land-

wirtschaft; Verkehr; Energieberatung der Bürger; Betrieblicher Klimaschutz. In Gütersloh sind 

Personen aus den Verbänden und Initiativen im Natur-, Umwelt- und Klimaschutz sowie aus 

Gewerbe, Industrie, Handwerk, Wohnungswirtschaft, Energiewirtschaft und Landwirtschaft 

stimmberechtigte Mitglieder des Klimabeirats. Die Zusammensetzung des Beirats sowie wei-210 

tere organisatorische und inhaltliche Rahmenbedingungen werden jeweils durch Satzungen 

geregelt. Vor der Einrichtung eines Klimabeirats wäre eine entsprechende Satzung für das 

Gremium zu erstellen. Die Verwaltung empfiehlt dem Ausschuss, in einer der nächsten Sit-

zungen über den Sachverhalt zu beraten. Vor dem Hintergrund einer nachfolgenden Beratung 

wird die Verwaltung, durch eine Ergänzung dieser Vorlage, Vor- und Nachteile eines zusätzli-215 

chen Gremiums abwägen.  

 

Der Bürgermeister  

In Vertretung 

 220 

 

 

Dr. Robra 

Erster Beigeordneter 

Anlagen 225 

 

- Bürgerantrag: Neue Klimapolitik in Rheda-Wiedenbrück 

 
 
 230 
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